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D

ie innerparteiliche Demokratie ist in der Öffentlichkeit kein grosses Thema. Auch die politikwissenschaftliche Forschung hat dieser Frage lange Zeit wenig Aufmerksamkeit beigemessen. Dass die Parteien demokratisch organisiert sind, ist aber von grösster staatspolitischer Bedeutung. Die Spendenaffäre in der Bundesrepublik Deutschland zeigt eindrücklich, welche Konsequenzen eintreten können, wenn die Parteileitung, respektive die Bundesregierung innerparteilich nicht oder nur ungenügend kontrolliert wird. Einen Kontrapunkt zu den grossen deutschen Volksparteien versuchten die Grünen anfangs der achtziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts mit dem Modell der Basisdemokratie zu setzen. Welche Ansprüche sie erhoben und was daraus geworden ist, wird in dieser Arbeit versucht aufzuzeigen. Mit Blick auf die Schweiz wird gefragt, ob es Parteien gibt, die sich an diesem basisdemokratischen Vorbild orientiert haben? Am ehesten sind dies lokale grüne Parteien, wovon eine, das Grüne Bündnis, etwas näher angeschaut wird. Dieses Beispiel soll exemplarisch zeigen, wie demokratisch eine Schweizer Partei sein kann und welche Grenzen ihr gesetzt sind.
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1.
Einleitung

Die innerparteiliche Demokratie ist ein Forschungsfeld, das von der Politikwissenschaft erst sporadisch und uneinheitlich beackert wurde. Lässt sich dadurch auf deren Wichtigkeit schliessen? Wohl kaum, denn die Abläufe der parteiinternen Entscheidfindung sind von grösster, staatspolitischer Bedeutung. Wie wichtig ist aber die innerparteiliche Demokratie für die Parteien im politischen Alltag? Wem ist die Mitsprache der Basis wichtiger, wer überlässt der eigenen Parteispitze mehr Freiheiten? Wieviel Demokratie in einer Partei ist überhaupt noch wünschenswert, ab wann wird sie eher als störend empfunden? 

Auf diese und andere Fragen soll im folgenden Text versucht werden, eine Antwort zu finden. Die Arbeit beschränkt sich auf Deutschland und die Schweiz. Insbesondere wird der Anspruch der deutschen Grünen, sich „basisdemokratisch“ zu organisieren, genauer unter die Lupe genommen. Die Erfahrungen, welche die Grünen dabei gemacht haben, sind von besonderem Interesse. Mit Blick auf die Schweiz wird gefragt, ob es Parteien gibt, die sich an diesem basisdemokratischen Vorbild orientiert haben? Welche schweizerischen Parteien sind, im Sinne des basisdemokratischen Modelles, am demokratischsten organisiert und welche haben in erster Linie die Parteivorsitzenden beauftragt, sich für gemeinsame Anliegen stark zu machen? Sind, was die innerparteilichen Einflussverhältnisse anbelangt, bestimmte Entwicklungen zu erkennen? Aufgrund des Befundes zweier Studien über die schweizerische Parteienlandschaft, wird in einem dritten Teil eine Partei vorgestellt und auf ihre basisdemokratische Organisation hin untersucht. Das Beispiel des Grünen Bündnis soll exemplarisch zeigen, wie demokratisch eine Schweizer Partei sein kann und welche Grenzen ihr gesetzt sind.

Der Anspruch dieser Arbeit ist also nicht normativ, sondern empirisch-analytisch. Es geht nicht darum, die verschiedensten Organisationstypen als undemokratisch zu entlarven, vielmehr soll aufgezeigt werden, wohin die Verherrlichung des demokratischen Prinzips führen kann und welche Exponenten der schweizerischen Parteienlandschaft, mehr und welche weniger demokratisch organisiert sind. 

2.
Bedeutung innerparteilicher Demokratie

Obwohl Politiker und Parteien die Hauptakteure in jeder Demokratie darstellen und sich auch gerne als „gute Demokraten“ brüsten, welche das demokratische Prinzip als heilig erachten, ist es dennoch nicht selbstverständlich, dass auch Prozesse der Meinungsbildung und der Entscheidfindung innerhalb der Parteien ausgeprägt demokratisch verlaufen. WIESENDAHL (1985: 374) beginnt zur Erklärung des Begriffs Innerparteilicher Demokratie in Piper’s Handwörterbuch zur Politikwissenschaft mit folgendem Feststellung: „Es überrascht und enttäuscht Parteienforscher bisweilen immer noch, wenn sie Schein und Sein i.D. auseinanderklaffen sehen.“

In der deutschen Verfassung, ist, in erster Linie aus historischer Erfahrung, die partizipatorische Organisationsnorm für politische Parteien verankert worden. Nach Art. 21 I GG muss die „innere Ordnung“ der Parteien „demokratischen Grundsätzen“ entsprechen, mit dem Ziel der Herstellung und Gewährleistung der inneren Freiheit der Parteien, um „die Freiheit des politischen Prozesses an seiner Quelle zu sichern“ (Hesse 1970, zitiert nach SEIDEL 1998: 33). Nähere Regelungen enthält das deutsche Parteiengesetz, u.a. mit den Vorschriften über die demokratische Wahl aller Parteiorgane und die satzungsmässige Festlegung ihrer Kompetenzen, die Rolle des Parteitags als oberstes Organ sowie die Rechte der Mitglieder (gleiches Stimmrecht, Ausschluss nur durch Schiedsgerichte). Die demokratisch organisierten Parteien sind, nach SEIDEL (1998: 31f), darum so wichtig, weil sie 1. als gesellschaftliche Basisgruppen auf das Volk einwirken, 2. sich als staatstragende Organe an der Staatswillensbildung beteiligen und 3. die politische Entwicklung in Parlament und Regierung beeinflussen. SEIDEL (1998: 32) kommt in seinem Buch „Direkte Demokratie in der innerparteilichen Willensbildung“ zum Schluss, dass „ohne die Anwendung des Demokratieprinzips auf die politischen Parteien die Lebensfähigkeit des demokratischen Staates gefährdet ist.“

Es stellt sich hier natürlich generell die Frage, in welchem Ausmass die politischen Parteien demokratisch sein sollen? Wieviel Demokratie ist überhaupt notwendig? Kann ein Zuviel an Demokratie schaden, und falls ja, ab welchem Zeitpunkt? Diese Fragen können nur wertbestimmt über demokratietheoretische Ableitungen geklärt werden. Je nach paradigmatischer Strukturform der Parteienforschung, gemeint sind Integrations-, Konkurrenz- und Transmissionsparadigma nach WIESENDAHL (1980), kommt der Betrachter auf unterschiedliche Antworten. Auf diese Diskussion innerhalb der Parteienforschung soll allerdings hier nicht weiter eingegangen werden. 

Zur Ehrrettung der Parteien muss festgehalten werden, dass die Beantwortung aller Fragen des politischen Lebens schon nur rein organisatorisch nicht auf demokratischer Basis statt finden kann. Zu diesem Befund kam MICHELS bereits 1911, als er die berühmte These vom ‚ehernen Gesetz der Oligarchie‘ formulierte. Demnach bedeutet Demokratie die Ausbildung von Massenorganisationen; Organisation wiederum entwickelt die Tendenz zur Oligarchie, da der Führungsgruppe dank grösserer Information mehr Macht in die Hand gegeben wird. GESER (1994: 190) ist sogar der Auffassung, dass „dieser irreversible Oligarchisierungsprozess auch (ja gerade) jene Gruppierungen erfasst, deren Mitglieder auf egalitäre Machtverhältnisse grösstes Gewicht legen (z.B. sozialistische Parteien). 

Hinzu kommt eine zeitlich Komponente, die aufgrund der enormen technischen Entwicklung und der zunehmenden Mediatisierung der politischen Öffentlichkeit von immer grösserer Bedeutung ist. Vor allem die enorme Geschwindigkeit und auch die Kurzlebigkeit des Informationsflusses macht es für die Parteien unumgänglich, möglichst rasch und unmissverständlich zu den aktuellsten Fragen Stellung zu nehmen. Aufgrund der stärkeren Wählerorientierung der Parteien in den letzten Jahren macht dies auch durchaus Sinn. 

Die Frage zwischen Freiheit der Parteiführung und Mitsprache der Basis ist also kein „Entweder-Oder“, sondern ein „Je mehr-desto weniger-Entscheid“, welche jede Partei für sich fällen muss. Dabei spielen mehrere Faktoren eine Rolle. Von entscheidender Wichtigkeit ist ohne Zweifel die Grösse der Partei. Kleineren Parteien ist es viel eher möglich, alle Parteimitglieder in den Entscheidfindungsprozess miteinzubeziehen. Daneben spielt der Wille der Mitglieder und das dazugehörende Milieu eine erhebliche Rolle. Von Bedeutung ist ausserdem die historische Tradition, aber auch die aktuelle Vormachtstellung einzelner Parteigrössen. 

Somit ist klar geworden, dass jede Partei vor einem eigentlichen Dilemma steht: Sie muss sich entscheiden zwischen mehr oder weniger operativer Freiheit der Parteiführung, um die Handlungsfähigkeit der Partei zu gewährleisten und mehr oder weniger Mitsprache der Parteibasis, auf die es in grösstmöglichem Ausmass Rücksicht zu nehmen gilt. Dieser Abwägungsprozess birgt verschiedene Gefahren in sich. Zum einen kann die Überbetonung des demokratischen Prinzips in internen Angelegenheiten zu Verschleppung und Trägheit der Entscheidungsfindung führen, bis hin zur gegenseitigen Blockierung einzelner Parteiflügel. Zum anderen riskiert die Parteiführung mit der Inanspruchnahme absoluter operativer Freiheit die Loslösung von der Basis. Dies wiederum führt zu einer Politik der Führungsriege im luftleeren Raum, ohne Verankerung und ohne Unterstützung der eigenen Parteibasis, was diese wohl kaum über längere Zeit akzeptieren würde und mit Rebellion oder gar Austritt aus der Partei sanktionieren dürfte. 

Generell geht es also um die, von jeder Partei selber zu definierende, richtige Mischung zwischen kurzfristig erfolgversprechender Wählerorientierung und langfristig erfolgversprechender Mitgliederorientierung. 

3.
Wandel von Parteiorganisationen

Werfen wir einen kurzen Blick zurück und schauen uns ganz grob die Parteiorganisationen in diesem Jahrhundert an bis zum Auftauchen der Neuen Sozialen Bewegungen. LADNER (1999: 239ff) kommt auf drei verschiedene Ausprägungsformen, die zu unterschiedlichen Zeitepochen hauptsächlich vorzufinden waren: bis etwa 1920 waren die Parteien vorwiegend „Kader- und Eliteparteien“, zwischen 1920 und 1960 entstanden die eigentlichen „Massen-Mitgliederparteien“ und ab 1960 habe eine eigentliche Loslösung von der Mitgliederbasis statt gefunden und es entstanden die bekannten „Allerweltsparteien“ (KIRCHHEIMER 1965: 20-41). Dann, nach den Erfahrungen der 68er Revolten, der damit verbundenen Vertrauenskrise gegenüber der etablierten Politik, in Deutschland insbesondere gegenüber der Grossen Koalition, und dem Aufkommen der Neuen Sozialen Bewegungen kam es in den 1970er Jahren in der Schweiz und in Deutschland zu einer eigentlichen „partizipatorischen Revolution“. 

In der Schweiz wurden vor allem die drei grossen bürgerlichen Parteien dazu veranlasst, ihre Statuten und Strukturen den veränderten Verhältnissen anzupassen und die Parteien gegenüber breiteren Bevölkerungsschichten zu öffnen. Ziel war eine Professionalisierung und Zentralisierung der Parteiorganisationen mit einer allgemeinen Verankerung des Mitgliederprinzips sowie der Ausbau der parteiinternen Demokratie. Diese Ziele konnten allerdings, so LADNER (1999: 239f), nicht verwirklicht werden. Die damals geforderte Einführung des Mitgliederprinzips konnte weder bei der CVP noch bei der FDP realisiert werden und die Professionalisierung der Partiearbeit hält sich in Grenzen. Was die parteiinterne Demokratie anbelangt, habe in den 90er Jahren sogar ein „operativer Back lash“ statt gefunden. Gründe dafür sei die von strategischen Kalkülen und Ereignsimanagment geprägte und immer stärker mediatisierte Politik und die abnehmende Beteiligung der Basis aufgrund des Bedeutungswandels der Politik. Die Parteien präsentieren sich ausserdem nur unwesentlich geschlossener. Nach wie vor kommt es zu Flügelkämpfen und abweichenden Abstimmungsparolen, was wiederum Ausdruck der föderalistische-demokratischen Entscheidungsstrukturen ist. LINDER (1999: 89) geht soweit und betitelt die Autonomie der kantonalen Parteien als „sakrosankt“, was so weit gehe, dass einzelne Bundesparteien nicht einmal über Einsicht in die kantonalen Mitgliederdateien verfügen. 

In Deutschland war (und ist) die Politik vor allem von den grossen traditionellen Parteien der SPD, CDU/CSU und FDP geprägt. Obwohl die demokratische Organisationsstruktur für die politischen Parteien vom Bonner Grundgesetz vorgeschrieben ist, funktionierten die grossen Parteien alle mehr oder weniger von oben herab. Dies bedeutet im Einzelnen, dass die Parteielite sehr viel Macht hat, überall präsent ist und häufig für die ganze Partei entscheidet. Die deutschen Gesetzesbestimmungen stellen demnach nur sicher, dass in allen Parteien ein gewisses Mass an interner Demokratie vorhanden ist, in erster Linie auf formaler Ebene. Wie weit sich eine Partei, was den alltäglichen Entscheidfindungsprozess anbelangt, noch mehr in Richtung des demokratischen Prinzips bewegen will, ist ihr selber überlassen. 

4.
Die Organisation der deutschen Grünen 

Die westdeutschen Grünen, Ende der siebziger Jahre aus den unterschiedlichsten Alternativ- und Bürgerbewegungen entstanden, wollten anfangs die parlamentarische Demokratie mit einem besseren, sprich demokratischeren Politikverständnis bekämpfen, denn sie sahen darin die Verfremdung des wahren Volkswillen. Gertrud Schilling, eine hessische Parlamentarierin, ging sogar soweit und erklärte: „Die Grünen haben sich zum Ziel gesetzt, die Parlamente abzuschaffen; d.h. direkte Demokratie zu praktizieren“ (aus Giselher SCHMIDT 1986: 107). Diese Einstellung wurde allerdings von den wenigsten ParteikollegInnen geteilt. Herabsetzende Bemerkungen über die Demokratie in Deutschland hingegen machte beispielsweise auch Joschka Fischer, der den Bundestag als „eine unglaubliche Alkoholikerversammlung“ denunzierte (aus Giselher SCHMIDT 1986: 107). Hingegen sollte die direkte Demokratie von viel grösserer Bedeutung sein. Die Grünen verstanden sich also nicht als konventionelle Partei (eine „GPD“ ist bis heute nicht entstanden), sondern als Abgrenzung zu den etablierten Parteien. Durch die Ablehnung der repräsentativen Demokratie und die starke Zuwendung zur Basis galt die ursprüngliche Organisation der Grünen als Paradebeispiel eines „Bottom-Up-Ansatzes“.

Nach der deutschen Wiedervereinigung schlossen sich die Grünen 1993 mit dem Bündnis 90, eine ostdeutsche Bürgerbewegung gegen das SED-Regime, zusammen und nannten sich von da an Bündnis 90/Die Grünen. In beiden Gruppierungen wurden dazu Urabstimmungen über den Assoziationsvertrag durchgeführt: Die Grünen stimmten mit 91.8 Prozent, die Mitglieder von Bündnis 90 mit 85.7 Prozent für eine Vereinigung. Der Zusammenschluss war also keine Angelegenheit der Parteispitze, sondern basisdemokratisch legitimierter Wunsch zweier gleichberechtiger Parteien. Damit sollte ausserdem ein Kontrapunkt zur „Vereinigung nach dem Muster der Bonner Anschlusspolitik“ gesetzt werden – beispielsweise stellen beide Partnerorganisationen eine gleichberechtigte Sprechern oder einen gleichberechtigten Sprecher. 

4.1 Prinzipien der Basisdemokratie

Zentraler Punkt der Philosophie der Grünen zur Gründungszeit anfangs der achtziger Jahre war das Prinzip der Basisdemokratie. Die Elemente der direkten Demokratie sollten dabei die Leitlinien für die Organisation der Partei bilden, und zwar mit dem Ziel, dass politische Entscheidungen auf der jeweils tiefstmöglichen Ebene gefällt werden. So sollte jedem Mitglied ein Maximum an demokratischer Mitbestimmung auf allen Ebenen garantiert sein. Die Basisdemokratie wurde verstanden als Programm zur Demokratisierung von Gesellschaft, Wirtschaft, Staat und Prinzip innerparteilicher Organisation zugleich. 

Die Grundsätze grüner Politik sind in der Präambel des Bundesprogramms festgehalten:

„Basisdemokratische Politik bedeutet verstärkte Verwirklichung dezentraler, direkter Demokratie. Wir gehen davon aus, dass der Entscheidung der Basis prinzipiell Vorrang eingeräumt werden muss Überschaubare, dezentrale Basiseinheiten (Ortsebene, Kreisebene) erhalten weitgehende Autonomie und Selbstverwaltungsrecht zugestanden. Basisdemokratie bedarf jedoch einer zusammenfassenden Organisation und Koordination, wenn ökologische Politik in der öffentlichen Willensbildung gegen starke Widerstände durchgesetzt werden soll.

...

Unser inneres organisatorisches Leben und unser Verhältnis zu den Menschen, die uns unterstützen und wählen, ist das genaue Gegenbild zu den in Bonn etablierten Parteien.

...

Wir sind deshalb entschlossen, uns eine Parteiorganisation neuen Typs zu schaffen, deren Grundstrukturen in basisdemokratischer und dezentraler Art verfasst sind, was nicht voneinander zu trennen ist.

...

Kerngedanke ist dabei die ständige Kontrolle aller Amts- und Mandatsinhaber und Institutionen durch die Basis (Öffentlichkeit, zeitliche Begrenzung) und die jederzeitige Ablösbarkeit, um Organisation und Politik für alle durchschaubar zu machen und um der Loslösung einzelner von ihrer Basis entgegen zu wirken.“

Um die im Bundesprogramm formulierten Ziele zu erreichen haben sich die Grünen einige einschränkende Prinzipien auferlegt, die in starkem Masse von den traditionellen Parteien abweichen. (Die folgenden Informationen sind dem Text Basisdemokratie and Political Realities: The German Green Party von Thomas POGUNTKE (1994: 3ff) entnommen.)

4.1.1 Die Mitgliedergleichbehandlung

Bei den Grünen sollte jedes Mitglied gleich behandelt werden. Weder die Aufgabe oder die Stellung in der Partei, noch das Geschlecht darf in irgend einer Weise diskriminierend sein. Minderheiten sollen angemessen berücksichtigt werden und bei Meinungsbildungsprozessen nicht übergangen werden, und zwar in Kreis-, Landes- und Bundesverband. Ziel der Partei ist es, die Ämter mit gleich vielen Frauen wie Männern zu besetzen (50-prozentige Frauenquote).

4.1.2 Die Ehrenamtlichkeit

Zum Zweck der Basisanbindung wurde das Prinzip der Ehrenamtlichkeit politischer Funktionen festgelegt, wodurch eine finanziell sich verselbständigende Funktionärsschicht verhindert werden sollte. Ausgenommen davon waren Aufwandsentschädigungen, deren Höhe von der Mitglieder- bzw. Delegiertenversammlung festgelegt wurden.

4.1.3 Das Rotationsprinzip

Laut Rotationsprinzip ist die Verweildauer eines grünen Abgeordneten in einem Parlament limitiert. Nach der Hälfte der Legislaturperiode werden die ParlamentarierInnen durch die sog. Nachrücker ersetzt; das sind diejenigen, die sich bei der letzten Wahl auf den hinteren Plätzen befanden. Die Nachrücker sind während der ersten Hälfte der Legislatur als Parlamentsassistenten angestellt. Dieses Prinzip sollte dazu dienen, den durch die exponierte Position unvermeidbar entstehenden Druck auf die Parlamentarier während ihrer Arbeit und die daraus entstehenden sozialen Effekte zu reduzieren. Die Abgeordneten sollten nicht der Gefahr verfallen, sich zu viel Prestige anzueignen und den Kontakt zur Basis zu verlieren. Für alle andern politischen Ämter galt die zeitliche Begrenzung, eine einmalige Wiederwahl war möglich. 

4.1.4 Das imperative Mandat

Die Grünen Abgeordneten waren in jeder Beziehung stark an die Entscheidungen des Parteikongresses gebunden und mussten sich in jeder Situation daran halten. Auf der einen Seite hinderte das imperative Mandat natürlich die flexible Arbeitsführung der ParlamentarierInnen und schränkte ihren Handlungsspielraum massiv ein, auf der anderen Seite unterstrich dieses Prinzip ganz deutlich den Willen der Grünen, die Macht der ParlamentarierInnen zu Gunsten der Basis zu reduzieren. 

4.1.5 Die Trennung von Amt und Mandat

Die Grünen sind auch die einzigen, die zwischen Parteiführung und Abgeordneten trennen. Bei den anderen Parteien ist es möglich, dass einige wenige einflussreiche Parteimitglieder sich die wichtigsten Machtpositionen untereinander aufteilen und sie somit die demokratischen Rechte ihrer Mitglieder umgehen. Einem Mitglied der Grünen hingegen ist es nur erlaubt ein Parteiamt oder ein öffentliches Mandat auszuführen. Ebenfalls verboten ist die Ämterhäufung, d.h. gleichzeitige Vorstandstätigkeit auf Kreis-, Landes-, oder Bundesebenen. Das Verbot der Ämterhäufung soll die Stärkung der internen Machtpositionen verhindern.

4.1.6 Die Limitierung der Diäten

Damit die Gewählten nicht aus persönlichen oder finanziellen Gründen politisieren, sondern für die gemeinsame Sache arbeiten, wurden die Einkommen aus Parteiämtern und Parlamentsposten limitiert. Einem Bundestagsabgeordneten war es nicht erlaubt, mehr zu verdienen als ein durchschnittliches Facharbeitergehalt (ca. 2100 Mark netto). Der Rest ihres von Gesetzes wegen zustehenden Lohnes ging in einen Ökofonds, mit dem ökologische Projekte unterstützt wurden. Vor- und Nachrücker wurden nach dem gleichen Prinzip behandelt. Hintergedanke war, dass die alltäglichen Lebenserfahrungen der Parteiexponenten in etwa die gleichen sein sollten, wie die der Basis. Ausserdem durften Abgeordnete keine Beraterverträge in der Privatwirtschaft annehmen.

4.1.7 Die kollektive Führung

Auch bei diesem Grundprinzip geht es darum, die Machtkonzentration zu verhindern. Die Führung der Grünen besteht nicht aus einem Präsidenten, der verschiedene hierarchisch gegliederte Stufen unter sich hat, sondern aus einer mehrköpfigen Gruppe. Alle Mitglieder der Parteispitze besitzen die selben Rechte, verfügen aber nicht über mehr politische Macht als irgend ein anderes Parteimitglied. Die Amtsdauer der Führung ist streng limitiert. Aufgabe der Führung ist einerseits organisatorisch-technischer Natur und andererseits die Repräsentation der Partei gegen aussen. 

4.1.8 Die Öffentlichkeit der Versammlungen

Dieses Prinzip stammt aus dem Modell der Grasswurzeldemokratie (ein Begriff der Bewegungsterminologie) und ist bei den traditionellen Parteien zusehends in Vergessenheit geraten. Gemeint ist die Teilnahme möglichst aller Mitglieder in sog. Mitgliedervollversammlungen, in denen der Basiswillen in Urabstimmungen ungefiltert wiedergegeben werden kann. Nur falls dies aus organisatorischen Gründen nicht möglich ist, werden Delegiertenversammlungen abgehalten. Auf Bundesebene ist das die Bundesversammlung, auch Bundesdelegiertenkonferenz genannt, wo 750 Delegierte der Landes- und Kreisverbände teilnehmen.

4.1.9 Das Ebenenmodell

Die sich aus autonomen Kreisverbänden und zahlreichen Ursprungsgruppen gründende Partei trug dem Prinzip der Dezentralität Rechnung, indem die weitgehende Autonomie der unteren Ebenen in der Satzung verankert und ihnen die höchste Entscheidungsgewalt zugesprochen wurde. 

4.2 Der Preis der Basisdemokratie

Den grössten Preis für das Ziel der Basisorientierung, den die Grünen als organisatorische Einheit als Ganzes zu bezahlen hatten, war in erster Linie der Verlust an Effizienz. RASCHKE (1993: 33) spricht diesbezüglich etwas pathetisch vom „grünen Grundproblem: es gelingt ihnen (den Grünen) nicht, Legitimität und Effizienz zu vereinbaren. Auch andere Parteien müssen sich mit diesem Problem herumschlagen, aber bei den Grünen ist die Kluft extrem. Das Legitime ist nicht effizient, das Effiziente ist nicht legitim.“ Bei den Grünen galt beispielsweise die Vorstellung, dass soviel wie möglich plenar (sprich basisdemokratisch) zu behandeln sei. So ist es immer wieder zu „strapaziösen und ermüdenden Marathondebatten“ gekommen (KLEINERT 1992: 428), an denen das Parteitagsplenum, jene Flut von Sachanträgen abzuarbeiten hatte, für die in anderen Parteien Kommissionen zuständig sind. Es bestand mehrfach die Gefahr der totalen Blockade zwischen einzelnen Parteiflügel oder gar der Abspaltung einer Gruppierung, was auch mehrere Male passiert ist. Konsequenterweise wurden, nach langwierigen Diskussionen, strukturierte und gut geführte Delegiertenversammlungen zur Regel und die Professionalisierung der Vorstände (d.h. das Abrücken vom Prinzip der Ehrenamtlichkeit) vorangetrieben. Auch die strikte Trennung von Amt und Mandat schwächt die Führung der Partei, weil so alle Parlamentarier ausgeschlossen sind, die ihr Mandat behalten wollen. „Macht hätten dann vor allem Fraktion und Minister. Die Partei als solche verliere an Einfluss“ schrieben Geschäftsführer Reinhard Bütikofer und die ehemalige Vorsitzende Antje Radcke in einem Brief an die Delegierten vor der Bundesversammlung in Karlsruhe (aus DIE WELT, vom 07.03.2000: Die Grünen haben sich selbst verloren).

Obwohl eine eigentliche Debatte über ein Gesamtkonzept der Partei, die sie ja längst geworden war, nie statt fand, wurden basisdemokratische Errungenschaften Schritt für Schritt, meist initiert von einer Mehrheit der Landesverbände, reformiert und adaptiert. Wolf-Dieter HASENCLEVER (1990: 141), ein Gründungsmitglied, konstatierte bereits 1990, zum zehnjährigen Jubiläum, sicherlich auch aus einer gewissen Enttäuschung heraus, dass die Grünen „eine stinknormale Partei“ geworden seien. RASCHKE (1993: 640ff), der an anderer Stelle gar vom Scheitern von Basisdemokratie (und Bewegungspartei) spricht, kommt zu folgendem Fazit: „In der Krise wichtiger basisdemokratischer Regeln wird deutlich, dass jede/r in das Symbol der Basisdemokratie zentrale Vorstellungen und Erwartungen projiziert hat – jede/r andere. Es zeigt sich, wie leichtsinnig es war, ein vieldeutiges Ziel- und Regelkonzept (Demokratie) durch einen Symbolbegriff (Basis) zu erweitern, daraufhin starre Regeln festzulegen, die dann in wichtigen Punkten umgangen wurden – und all dies, ohne eine Debatte über das Demokratiekonzept der Grünen je begonnen zu haben“ (S. 576).

4.3
Die Adaption der Basisdemokratie

Mit den ersten Wahlerfolgen und dem Einzug in diverse Länderparlamente und Länderregierungen nahm die Einbindung der Grünen ins politische System kontinuierlich seinen Lauf. Dies erhöhte die Anforderungen an die Organisation enorm und die verschiedenen basisdemokratischen Regelungen zeigten rasch konkrete Auswirkungen, die von vielen als negativ erachtet wurden. Unweigerlich kam es ziemlich bald zu ersten Grabenkämpfen zwischen den sogenannten Fundis, die den Status Quo verteidigen wollten und den Realos, welche die ersten organisatorischen Reformen für unausweichlich erachteten. Diese Konfliktlinie innerhalb der Partei zeigt sich auch heute noch. 

Weiteren Problemen begegneten die Grünen bei der Umsetzung der Basisanbindung. Idealerweise sollten alle politischen Ideen von unten kommen, dass heisst die Basis sollte damit die Elite kontrollieren. Die Anzahl der Parteimitglieder ist aber, verglichen mit den beiden gros-sen Volksparteien, stets gering geblieben. Dies ist darum besonders fatal, weil die Grünen aufgrund des Verbots der Ämterkumulation und der Rotationsregel auf sehr viele aktive Mitglieder angewiesen sind. 

Durch die Entstehungsgeschichte der Partei aus den Neuen Sozialen Bewegungen fehlen auch klare Mitgliederstrukturen, um allfällige Mitglieder zur aktiven Partizipation zu ermuntern. Oft ist der Mangel an Aktiven so gross, dass fast alle in einem Parlament sitzen oder ein Parteiamt inne haben und sich nicht mehr um etwaige ausserparlamentarischen Aktivitäten kümmern können. So geht auch die Verbindung zur (Wähler-)Basis allmählich verloren.

Aus all diesen Gründe wurden verschiedene basisdemokratischen Prinzipien modifiziert oder abgeschafft. Nur wenige Elemente konnten mehr oder weniger in ihrem ursprünglichen Zustand konserviert werden. Was im einzelnen daraus wurde, zeigt die folgende Zusammenstellung. 

4.3.1
Die Mitgliedergleichbehandlung - gestärkt

Die Gleichbehandlung der Mitglieder ist nach wie vor ein zentraler Grundgedanke der Bündnisgrünen. Die 50%ige Frauenquote gilt nach wie vor für alle Parteigremien. Seit dem Zusammengehen von Bündnis 90 mit den Grünen wird zudem versucht, die ostdeutschen Parteimitglieder und deren Landesverbände ebenfalls paritätisch teilhaben zu lassen. Ausserdem wird die Doppelspitze der Partei traditionell zwischen Realos und Linken aufgeteilt. So gelingt es den Grünen, die jeweiligen Minderheiten in ihrer Partei zu integrieren. 

4.3.2 Die Ehrenamtlichkeit - modifiziert

Das Prinzip der Ehrenamtlichkeit konnte in erster Linie aus organisatorisch-personellen Gründen nicht konserviert werden. Die meisten Amtsinhaber werden von der Partei für ihre Arbeit entlöhnt. Daneben gibt es aber auch diverse Parteiämter, welche ehrenamtlich ausgeführt werden. Dazu gehört beispielsweise der Parteirat; ein neues Gremium, welches erst seit knapp zwei Jahren existiert und die Arbeit zwischen den Gremien der Bundespartei, den Fraktionen und den Landesverbänden koordiniert.

4.3.3 Das Rotationsprinzip - abgeschafft

Mit der Rotationsregel schufen sich die Grünen reichlich innerparteilichen Zündstoff und Ansatzpunkte für Kritik von aussen. Störend in doppelter Hinsicht war die Tatsache, dass ein Abgeordneter, der vom Volk für vier Jahre gewählt wurde, gegen seinen Willen demissionieren musste. Die ursprüngliche Regelung der Rotation nach der Hälfte der Legislaturperiode wurde zuerst von den Landesverbänden, wenig später auch auf Bundesebene durch ein Verbot der Wiederwahl nach vier Jahren ersetzt. 

4.3.4 Das imperative Mandat - abgeschafft

Auch das Prinzip des imperativen Mandats, welches auch rechtlich problematisch war, verkümmerte ziemlich schnell zur blossen Deklaration des politischen Willens, denn es wurde auf die Selbstverwirklichung der Abgeordneten gebaut. 

In der Präambel der aktuellen Satzung Ziffer 68 steht nun wörtlich: 

„...Unsere Parlamentsfraktion soll die Meinung und Willensbildung der Gesamtorganisation, der sozialen Bewegungen und die Anliegen der WählerInnen in die Parlamente tragen. Gleichwohl bleiben unsere Abgeordnete ihrem Gewissen verpflichtet. Sie haben Anspruch darauf, ihre eventuell von der Mehrheit abweichende Meinung - eindeutig als solche deklariert - öffentlich zu äußern. Sache ihrer Verantwortung und Loyalität zur Organisation und Fraktion ist es, sich der Auseinandersetzung mit den von ihnen vertretenen Positionen zu stellen.“

4.3.5 Die Trennung von Amt und Mandat - labil

Die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat existiert immer noch, steht aber seit längerer Zeit unter grossem Druck von Seiten der Realos und wird sich möglicherweise nicht mehr lange halten können. An der Bundesversammlung, wie der Parteitag von den Grünen genannt wird, im März diesen Jahres in Karlsruhe wurde die Trennung von Parteiamt und Mandat nur ganz knapp nicht abgeschafft. Eine Mehrheit von 487 von 750 Delegierten waren zwar dagegen, die nötige Zwei-Drittels-Mehrheit für eine Änderung der Satzung kam damit aber nicht zustande (vgl. DIE WELT, vom 20.03.2000: Fischer mit Parteireform gescheitert). Auch das Verbot der Ämterkumulation bleibt bestehen.

Dies gilt allerdings nicht für den noch jungen Parteirat. An der BDK in Karlsruhe wurde beschlossen, dass die Vorsitzenden und der/die politische Geschäftsführerin mit der Wahl in den Bundesvorstand zugleich zu Mitglieder des Parteirates gewählt werden. Daneben können neu seit der BDK in Münster auch Mandatsträger in den Parteirat gewählt werden, wie beispielsweise die Minister Joschka Fischer, Andrea Fischer (Gesundheit) und Jürgen Trittin (Umwelt) (vgl. NZZ, vom 26.06.2000: Deutschlands Grüne werden realistischer). 

4.3.6 Die Limitierung der Diäten - ersetzt

An den Abgaben von Diäten wurde sehr lange festgehalten. Vorwiegend aus juristischen Gründen wurde dieses basisdemokratische Prinzip aber an der vorletzten Bundesdelegiertenkonferenz eliminiert. Die Mandatsträger der Grünen sollen zwar weiterhin mit freiwilligen Spenden ihre Partei unterstützen. Doch das einst auf einem früheren Parteitag beschlossene enge Korsett, das die Höhe der Zahlungen (zum Teil im Widerspruch zum Gesetz) penibel festlegte, wurde abgeschafft. Vorgesehen ist eine Gesamtsumme der Spenden von 1.5 Millionen Mark.

4.3.7
Die kollektive Führung - unter Druck

Einen bündnisgrünen Parteipräsidenten gibt es nach wie vor nicht, obwohl die Medien in Joschka Fischer gerne den „heimlichen Vorsitzenden“ sehen (vgl. FAZ, vom 20.03.2000: Die Delegierten wollen, dass die Grünen regieren). Der Partei steht ein Bundesvorstand vor, der von zwei Vorsitzenden geleitet wird. Früher hiessen diese Postitionen „BundesvorstandssprecherIn“. 

Dem Bundesvorstand gehören heute sechs Mitglieder an:

1. zwei gleichberechtigte Vorsitzende, davon mindestens eine Frau

2. der/die politische GeschäftsführerIn

3. der/die SchatzmeisterIn

4. zwei weitere Mitglieder

Aus der Mitte des Bundesvorstandes wird die frauenpolitische Sprecherin gewählt, welche ebenfalls in erster Linie Entscheidungen der Partei zu kommunizieren hat. Diese Strukturen zeigen deutlich, dass die Partei gewillt, einzelnen Personen nicht zu viel Macht in die Hand zugeben.

Allerdings stossen auch die Doppelspitzen in Partei und Fraktion zunehmend auf Kritik, vor allem von Seiten der Realpolitiker, allen voran Aussenminister Joschka Fischer. Fischer liess im März diesen Jahres gar verlauten, dass „die Grünen eine ganz normale Partei werden müssten, mit Vorsitz, Präsidium und Vorstand“ (aus DIE WELT, vom 07.03.2000: Die Grünen haben sich selbst verloren).

4.3.8
Die Öffentlichkeit der Versammlungen - eingeschränkt

Die Absolutheit des Prinzips der öffentlichen Versammlungen wurde schnell einmal eingeschränkt. Sowohl auf Bundesebene, als auch auf Landesebene sind diverse Versammlungen teil-öffentlich. Im Bundesverband tagt nur der Länderrat in der Regel öffentlich, der Bundesfinanzrat tagt i.d.R. parteiöffentlich, die Bundesversammlung mitgliederöffentlich und der Frauenrat frauenöffentlich. Nur der Bundesvorstand berät im geheimen.

4.3.9 Das Ebenenmodell - konsolidiert

Das Ebenenmodell von Bündnis 90/Die Grünen hat sich über die Jahre konsolidiert und entspricht in etwa dem föderalen Aufbau der schweizerischen Parteien. Die Partei gliedert sich in Ortsverbände bzw. Basisgruppen, Kreis- bzw. Bezirks- und Landesverbände. Um eine dezentrale Parteigliederung und Basisdemokratie zu entwickeln, regelt die Satzung eine größtmögliche Autonomie der Orts-, Kreis- und Landesverbände. Entscheidende Organe sind die jeweiligen Mitglieder- bzw. Delegiertenversammlungen. So steht es geschrieben in der Parteisatzung Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 1.

4. 4
Die grüne Basisdemokratie heute

Sicherlich gehören die Grünen, resp. Bündnis 90/Die Grünen, heute, kurz vor dem zwanzigjährigen Bestehen, und als Teil der rot-grünen Regierungskoalition, auch zu den etablierten Parteien Deutschland. Den Anspruch aus der Gründungszeit, ein „Gegenbild zu den in Bonn etablierten Parteien“ zu kreieren, konnten die Grünen definitiv nicht bestätigen. Von aussen zumindest lassen sich keine grossen Unterschiede mehr erkennen. 

Es ist den Grünen aber dennoch gelungen, eine Parteiorganisation „neuen Typs“ zu schaffen, die sich in wesentlichen Punkten von den traditionellen Parteien unterscheidet. Trotz der vielen partiellen Adaptionen der Prinzipien der Basisdemokratie an die systematischen Anforderungen der parlamentarischen Demokratie, konnten die Grünen eine Parteiorganisation am Leben erhalten, die, verglichen mit den anderen deutschen Parteien, deutlich demokratischere Züge trägt. Insgesamt sind essentielle Elemente der direkten Demokratie erhalten geblieben: Die wichtigsten sind die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat, das Verbot der Ämterkumulation, das kollektive Führungsgremium, die Integration der Minderheiten und die überwiegend öffentlich organisierten Versammlungen. Ausserdem hat die anti-elitäre, partizipative politische Kultur der Grünen zu einem internen Entscheidfindungsprozess geführt, der für individuelle Einflussnahme offen ist. Dank dieser elementaren Aspekte, die sich bis heute gehalten haben, unterscheiden sich die Grünen, trotz allen äusseren Umständen, die der Erhaltung basisdemokratischer Instrumente in zunehmenden Masse entgegenlaufen, immer noch deutlich von den anderen politischen Parteien in Deutschland. 

Allerdings ist anzumerken, dass die übrig gebliebenen Elemente der Basisdemokratie immer stärker unter Druck kommen. Dieser Prozess wird durch die Regierungsbeteiligung auf Bundesebene noch verstärkt. Die grünen Minister brauchen genügend Spielraum, damit die Regierung überhaupt noch handlungsfähig ist. Dies umso mehr, da die rot-grüne Koalition die Mehrheit im Bundesrat verloren hat. In welcher Zwickmühle die eigenen Minister stecken, zeigte sich exemplarisch, als die bundesdeutsche Regierung Panzer an die Türkei verkaufen wollten. Am Karlsruher Parteitag wurde ein Antrag, der zwingend vorsah aus der Koalition auszutreten, falls die Bundesrepublik Panzer an die Türkei ausliefert, nur knapp abgelehnt. „Unterdessen hat man aber eingesehen, dass eine Demontage der eigenen Minister der Partei schadet“, schrieb die NZZ am Tag danach (aus NZZ, vom 20.03.2000: Grüner Kompromissvorschlag zum Atomausstieg). 

Dieses Beispiel zeigt aber auch, dass viele Grüne ihren Führungsleuten nach wie vor misstrauen und stets versuchen den Spielraum ihrer Regierungsmitglieder zu reduzieren. Wie lange dies aber noch so bleibt, ist ungewiss.

5.
Innerparteiliche Demokratie in den Schweizer Parteien

Welche schweizerischen Parteien pflegen eigentlich die innerparteiliche Demokratie am sorgfältigsten? Inwiefern ähneln sie dem „Konzept der Basisdemokratie" nach dem Vorbild der deutschen Grünen? Und welche Parteien lassen die innerparteiliche Demokratie am wenigsten aufleben? Wie könnten die Parteien charakterisiert werden? Diese Fragen sollen nun anhand zweier Studien zu beantworten versucht werden.

5.1
Geser’s Messung des parteiinternen Einflussprofils

In einer gesamtschweizerischen Befragung der Lokalparteipräsidenten haben GESER, LADNER et al. (1994: 189ff) erstmals den schweizerischen „Mikrokosmos der Parteipolitik“ untersucht. Ein Kapitel dieser gross angelegten Studie ist den innerparteilichen Einflussverhältnissen gewidmet, in dem die Fragestellung geklärt werden sollte, wer in welchem Masse auf jene verbindlichen kollektiven Entscheidungen Einfluss nimmt, die im Namen der Partei als Ganzes getroffen und verantwortet werden und die auch von denjenigen, die anderer Meinung waren, mitgetragen werden müssen. 

Man ersuchte die Lokalparteipräsidenten, dass sie u.a. den sach- und den personalpolitischen Einfluss der Parteiversammlung, der Aktiven, des Parteivorstandes, des Präsidenten und der Exekutivmitglieder auf einer Skala von 0 bis 100 einschätzten. 

Dieses Vorgehen ist allerdings aus zwei Gründen nicht ganz unproblematisch: 

a) Auch wenn die Parteipräsidenten die Verhältnisse innerhalb der Partei auf Grund langjähriger Erfahrung wie auch dank ihrer zentralen Rolle in allen parteiinternen Kommunikationsprozessen besonders gut kennen, so unterliegt die Wahrnehmung „von oben“ doch wohl einer gewissen perspektivischen Verzerrung, die mit der – auf andere Weise verzerrten – „Sicht von unten“ bekanntlich nur in beschränktem Masse konvergiert.

b) Vor allem ist damit zu rechnen, dass die PräsidentInnen in der Bewertung ihrer eigenen Einflussposition eher zur Selbstbescheidung tendieren, um nicht vor sich selbst und anderen als Personen dazustehen, die „illegitimerweise“ sehr viel usurpieren. Möglicherweise ist dies ein Grund dafür, dass der Präsident innerhalb der Stichprobe als die am wenigsten einflussreiche Instanz erscheint. 

Drei Aspekte des parteiinternen Einflussprofils wurden operationalisiert:

1. Der Grad innerparteilicher Demokratie

Dieser Index DEMO stellt sich zusammen aus der Summe des Einflusses der Parteiversammlung und des Einflusses der Aktiven minus der Einflusspotentiale des Präsidenten und der Exekutivmitglieder, denn es soll damit gemessen werden, inwiefern eine Parteigruppierung einer demokratischen Steuerung durch die Anhängerbasis oder einer zentralistischen Lenkung durch ihre Führungsorgane unterliegt.

Der potentielle Variationsbereich des Index liegt zwischen –100 und +100, wobei positive Werte auf demokratische, negative Werte auf nicht-demokratische Binnenverhältnisse verweisen. 

2. Der Formalisierungsgrad

Der Index FORM, der den Formalisierungsgrad der innerparteilichen Einflussstruktur ausdrücken soll, bemisst sich nach dem Ausmass, in dem der Einfluss der zwei wichtigsten formellen Organe (Parteiversammlung und Vorstand) den Einfluss der zwei informellen Instanzen (Aktive und Exekutivvertreter) übersteigt. 

Dieser Index variiert ebenfalls zwischen +/- 100. Positive Werte bedeuten, dass die Parteien eher dem Typus der hoch institutionalisierten „Organisationspartei“ zuneigen; negative Werte, dass sie eher den Typ der informellen „Bewegungspartei“ verkörpern.

3. Der Gesamtumfang des Einflusses

Schliesslich hängt die Wichtigkeit der Frage, „wer das Sagen hat“, vom Gesamtumfang der zu verteilenden Einflusschancen ab. Zu diesem Zweck wird das Verteilungsprofil durch einen dritten Index TOT charakterisiert, der sich aus der Summe der sach- und personalpolitischen Einflussquanten aller fünf Instanzen konstituiert. 

Je mehr er sich seinem logischen Maximalwert von 1000 annähert, desto grösser ist das gesamte Quantum allen Einflusses, das alle parteiinternen Instanzen unter sich verteilen. 

Die Resultate der Untersuchung (vgl. Tabelle 1: Messung des parteiinternen Einflussprofils) zeigen, dass die Schweizer Ortsparteien, wie die meisten organisierten Gruppierungen innerhalb und ausserhalb der Politik, keine „Basisdemokratien“ nach grünem Vorbild sind, bei denen sich alle Macht in der Mitglieder- oder Anhängerversammlung – dem gemäss Statuten höchstrangigen Entscheidungsorgan – konzentriert. Noch viel weniger aber teilen sie das – für Parteien mit charismatischer oder bürokratischer Führung typische – Schicksal einer Oligarchisierung, bei der die Anhängerbasis zur blossen „Gefolgschaft“ einer autoritären Führungsspitze degeneriert. Am ehesten sind es „repräsentative Demokratien“ (S. 199), charakterisiert durch ein demokratisch gewähltes Vorstandsgremium, das gegenüber der Anhängerbasis eine moderierte Führungsposition behauptet. Aufgrund der sehr ausgeglichenen Verteilung von Einfluss auf verschiedene Instanzen kann die Binnenstruktur der Schweizer Ortsparteien als „polyarchisch“ (S. 211) bezeichnet werden: in dem doppelten Sinne, dass immer

· plebiszitäre Organe und Führungsorgane

· formelle und informelle Instanzen

wesentliche Mitwirkungschancen erhalten.

Ihre Entscheidungen und Aktivitäten haben deshalb die Eigenart, dass sie in einem komplexen Kräftefeld entstehen und – besonders auch wegen der kollegialen Entscheidungsarbeit des Vorstandes – einen eher entpersonalisierten Charakter tragen. 

Tabelle 1: Messung des parteiinternen Einflussprofils

	
	DEMO
	FORM
	TOT
	N

	FDP
	+04
	+14
	745
	597

	CVP
	+06
	+12
	749
	499

	SVP
	+20
	+22
	741
	270

	SPS
	+26
	+06
	750
	534

	LDU
	+40
	-03
	771
	45

	EVP
	+12
	+10
	724
	67

	GPS
	+18
	-22
	747
	30

	Gruppierungen der lokalen Grünen 
	+44
	+15
	669
	29

	Orts- und Gemeindevereine
	+26
	+16
	718
	41

	
	
	
	
	

	Durchschnittlich
	+22
	+8
	735
	2112


Quelle: GESER Hans et al. (Hrsg.) Die Schweizer Lokalparteien (1994), Zürich: Seismo. In 
Kapitel 7: Innerparteiliche Einflussverhältnisse, Seite 189. 

Der Vergleich des Grades an innerparteilicher Demokratie zeigt, dass es die lokalen Grünen Gruppierungen sind, in denen die Parteiversammlung und die Aktiven am meisten zu sagen haben. Dass dabei die Grösse eine ganz entscheidende Rolle spielt, lässt sich auf Grund des tieferen Index‘ der GPS vermuten. Im Vergleich mit den grossen, etablierten Parteien profilierten sich die Sektionen des Landesrings überraschender Weise als die lokalpolitischen Gruppierungen mit dem höchsten Grad an innerparteilicher Demokratie. Die GPS liegt dagegen nur im Mittelfeld, sogar noch überrundet von der SPS und der SVP. Ziemlich abgeschlagen liegen FDP und CVP mit den geringsten Graden an innerparteilicher Demokratie. 

Was den Formalisierungsgrad betrifft, profiliert sich die SVP am ehesten als Typ der informellen Bewegungspartei, gefolgt von den Orts- und Gemeindevereinen, den lokalen Grünen, dicht dahinter, auch etwas überraschend, bereits FDP und CVP. Auf der anderen Seite ist die GPS diejenige Partei, die sich am stärksten der hoch institutionalisierten „Organisationspartei“ zuneigt. 

Der dritte Index für den Gesamtumfang des Einflusses ist wenig aussagekräftig, da sich alle etablierten Parteien auf dem gleichen Niveau befinden. Nur die Gruppierungen der lokalen Grünen fallen ab, was nicht anders zu erwarten war.

5.2 Parteiinterne Machtverhältnisse nach Ladner und Brändle

LADNER/BRÄNDLE (1999) haben sich im Rahmen eines Nationalfonds-Projekts mit dem Wandel der Schweizer Parteien im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts befasst. Untersu chungsgegenstand waren sämtliche Kantonalparteien der Schweiz mit einem  (auch statistisch 

Tabelle 2: Mitsprache der Basis oder operative Freiheiten der Parteileitung?
	
	Priorität Basis-Führung
	Verschiebung Prioritäten

	
	Mitsprache Basis
	operative Freiheiten Führung
	weiss nicht
	Mitsprache Basis wichtiger
	keine Veränderung
	operative Freiheiten Führung

	
	%
	Abs.
	%
	Abs.
	%
	Abs.
	%
	Abs.
	%
	Abs.
	%
	Abs.

	FDP
	41
	9
	59
	13
	
	
	33
	8
	29
	7
	38
	9

	CVP
	21
	5
	79
	19
	
	
	25
	6
	29
	7
	46
	11

	SVP
	47
	9
	53
	10
	
	
	40
	6
	20
	3
	40
	6

	SP
	33
	8
	67
	16
	
	
	8
	2
	38
	9
	54
	13

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	BR-Parteien
	35
	31
	65
	58
	
	
	25
	22
	30
	26
	45
	39

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	LdU
	50
	3
	50
	3
	
	
	33
	2
	67
	4
	
	

	EVP
	29
	2
	57
	4
	14
	1
	33
	2
	17
	1
	50
	3

	LPS
	
	
	100
	4
	
	
	20
	1
	20
	1
	60
	3

	GPS
	58
	7
	25
	3
	17
	2
	7
	1
	64
	9
	29
	4

	FPS
	17
	1
	83
	5
	
	
	17
	1
	50
	3
	33
	2

	SD
	38
	3
	63
	5
	
	
	13
	1
	63
	5
	25
	2

	EDU
	29
	2
	71
	5
	
	
	
	
	100
	4
	
	

	PdA
	100
	4
	
	
	
	
	40
	2
	60
	3
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Nicht-BR-
Parteien
	41
	22
	54
	29
	6
	3
	19
	10
	56
	30
	26
	14

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	alle Parteien
	37
	53
	61
	87
	2
	3
	23
	32
	40
	56
	38
	53


Quelle: LADNER, Andreas; BRÄNDLE, Michael (1999), Fact-Sheets zum Wandel der 
Schweizer Parteien. Bern. In Kapitel: Die parteiinternen Macht- und Einkommensver-
hältnisse, Seite 25.

bedingtem) Hauptaugenmerk auf den Bundesratsparteien.

In einem Kapitel wurden speziell die parteiinternen Macht- und Einkommensverhältnisse untersucht. Anhand der Ergebnisse der Studie, die in sog. Fact-Sheets veröffentlicht wurden, ist nun der Vergleich zwischen den einzelnen Parteien möglich. Aus der Tabelle 2 (Mitsprache der Basis oder operative Freiheiten der Parteileitung?) ist ersichtlich, wieviele kantonale Sektionen der verschiedenen Parteien der Mitsprache der Basis eine Priorität einräumen und wieviele eher die operativen Freiheiten der Führung stärker gewichten. Ausserdem wurde gefragt, ob die Mitsprache der Basis oder die operative Freiheit der Führung in letzter Zeit an Bedeutung gewonnen habe. 

Die Resultate zeigen, dass beispielsweise die CVP und die SP ihren Führungsriegen überdurchschnittlich viele operativen Freiheiten gewähren, die FDP und die SVP dagegen die Basis mehr mit einbeziehen. Am meisten Gewicht erhält die Basis bei GPS und PdA (allerdings relativiert durch die niedrigen Fallzahlen). Es sind also die politischen Gruppierungen am äusseren linken Rand, welche am ehesten basisdemokratisch organisiert sind. Die kleinen Parteien des rechten Spektrums (vgl. LPS, FPS, SD, EDU) dagegen weisen ihren Parteiführungen viel mehr Kompetenzen zu und sind in normativem Sinne undemokratischer. 

Weiter zeigt sich, dass die Bedeutung der operativen Freiheiten der Führung in zwei Bundesratsparteien (SP und CVP) zugenommen hat. In der FDP und SVP hat sie zumindest nicht abgenommen, die Werte für das politische Gewicht der Basis sind aber unverändert gross. Für die kleineren Parteien wäre es gewagt aufgrund der kleinen Fallzahlen valide Schlüsse ziehen zu wollen. Die Autoren stipulieren, was die parteiinternen Macht- und Einflussstrukturen anbelangt, dass sich in den letzten Jahren eine Verlagerung hin zu Parteiführung und zu den Mandatsträger gezeigt hat. 

5.3 Erkenntnisse aus beiden Untersuchungen

Aus beiden Untersuchungen lässt sich erkennen, dass es weder auf lokaler noch auf kantonaler Ebene Parteien gibt, die vorbildlich basisdemokratisch organisiert sind (die PdA müsste genauer durchleuchtet werden). Die Parteien sind nach GESER am ehesten als „repräsentative Demokratien“ mit einer „polyarchischen“ Binnenstruktur zu bezeichnen, d.h. in allen Parteien wird die Parteiführung durch die periodisch statt findende Parteiversammlung kontrolliert und die verschiedenen Entscheidkompetenzen sind auf eine Vielzahl von Personen und Gremien verteilt. Am ehesten basisdemokratisch organisiert sind die Gruppierungen im linken Spektrum, in erster Linie kleine, lokale Grüne. Am wenigsten Gewicht wird der Basis in den kleinen Parteien der Rechten eingeräumt. 

Was die Bundesratsparteien angeht, zeigt sich kein eindeutiges Bild. Auf lokaler Ebene sind SPS und SVP demokratischer als FDP und CVP; was die Kantonalparteien anbelangt sind es eher SVP und FDP, die der Basis mehr Bedeutung gewähren als SPS und CVP. Klar ist hingegen, dass die CVP ihrer Basis am wenigsten Mitsprache gönnt im Vergleich mit den anderen Bundesratsparteien, und dass die SVP als rechte Partei erstaunlicherweise äusserst demokratisch organisiert ist. 

Aus diesen Gründen wird im nächsten Kapitel eine lokale Grüne Partei vorgestellt und auf die Merkmale der Basisdemokratie hin untersucht werden. Es ist dies das Grüne Bündnis, eine kleine Berner Partei, welche mit einem Sitz im Nationalrat vertreten ist. Hat die Partei Prinzipien der Basisdemokratie institutionalisiert? Wenn ja, welche und warum? Liess sich das Grüne Bündnis dabei vom Vorbild der deutschen Grünen leiten? Anhand des Grünen Bündnis sollen die möglichen Auspägungen der Basisdemokratie in einer Schweizer Partei exemplarisch aufgezeigt werden. Die Ausführungen stützen sich in erster Linie auf die Erfahrungen des Autors und diversen Interviews mit Mitgliedern der Partei.

6.
Das Grüne Bündnis

Das Grüne Bündnis (GB) ist aus verschiedenen Neuen Sozialen Bewegungen, wie die Friedens-, Frauen-, Anti-AKW- und Ökologiebewegungen, welche in der Nach-Achtundsechziger-Zeit, entstanden waren, hervor gegangen. Das Grüne Bündnis Bern, Biel und Köniz ist ein Überbleibsel eines einst nationalen Projekt, welches nach den Nationalratswahlen 1991 begraben wurde. Die Partei ist aber nach wie vor unabhängig, im Gegensatz zum Grünen Bündnis Luzern, welches zur Föderation der Grünen Partei Schweiz gehört. 

Die Wurzeln der Partei sind auch heute noch gut erkennbar. Das GB besteht jedoch nicht nur aus alternden Blumenkindern, die dem Kampf gegen das Establishment nicht entsagen können. Es ist ein Forum, das Jung und Alt Platz bietet für gemeinsames Schaffen und Streben nach höheren Zielen. Immer wieder stossen ehrgeizige, junge Leute dazu, die beim GB ihre ersten Gehversuche in der Politik wagen wollen. Daraus ergibt sich ein bunter Haufen aus erfahrenen Polithaudegen und jungen Wilden, aus intellektuellen Aktivistinnen und engagierten Unterschriftensammlern, aus feurigen Feministinnen und treuen Gewerkschaftern, die sich alle für eine soziale, ökologische und feministische Politik auf nationaler, kantonaler und städtischer Ebenen engagieren.

Das oberste Organ des Grünen Bündnisses ist die Vollversammlung, welche einmal im Monat statt findet und allen Interessierten, Mitglieder und Nichtmitglieder, offen zugänglich ist. Hier werden demokratisch die wichtigsten, parteipolitischen Weichen gestellt und strategische Entscheide gefällt. Das Grüne Bündnis ist eine sehr kleine Partei. Sie zählt rund 150 eingeschriebene Mitglieder und ca. 3000 Sympathisantinnen und Sympathisanten, welche monatlich die neusten Informationen zum Geschehen in der Politik aus der Sicht der Partei mittels einer 4-seitigen Broschüre zugeschickt erhalten. 

Einerseits birgt die Kleinheit der Partei verschiedene Schwierigkeiten, vor allem finanzieller Art. Neben vielen kleinen und ein paar wenigen grossen Spenden, sind die freiwilligen Mitgliederbeiträge und die Mandatssteuern von Gemeinderätin Therese Frösch und Nationalrätin Franziska Teuscher die einzigen nennenswerten Einnahmequellen der Partei. Trotz kleinem Budget beweist das GB aber immer wieder von neuem, dass auch mit wenig Geld eine wirksame, lies erfolgreiche Politik betrieben werden kann. Dies in erster Linie dank ihren engagierten Mitgliedern, die in- und ausserhalb der Parlamente und den politischen Gremien auf sich aufmerksam machen und ambitioniert für ihre Anliegen kämpfen. Wichtig ist ausserdem, dass das Grüne Bündnis stark integriert ist in die grün-alternativen, aber auch in die gewerkschaftlich-sozialen Bewegungen in und um Bern. Dank einem dichten Netzwerk von Organisationen und Bewegungen, deren Beziehungen alle gepflegt werden müssen, ist es möglich, ein Zielpublikum für die Anliegen der Partei zu überzeugen. 

Die angesprochene Grösse gereicht der Partei aber andererseits zu einem entscheidenden Vorteil: Vom Parteisekretariat aus kann, falls nötig, unkonventionell und innert kürzester Frist auf äussere Gegebenheiten reagiert werden und die geeigneten Massnahmen, dank der einfachen Strukturen und der geographischen Nähe, ohne grösseren Aufwand in die Wege geleitet werden. Es muss nicht, wie bei anderen Parteien, auf Entscheide von Parteitagen gewartet werden. Auch taktische Überlegungen sind von geringerer Bedeutung, da das Grüne Bündnis, ausser auf städtischer Ebene, nicht in die Regierungsverantwortung eingebunden ist. Ein weiterer Vorteil ist die Tatsache, das praktisch jedeR jedeN kennt; so kann das organisatorische Organ, im Normalfall ein Mitglied des Sekretariats, auf eine zuverlässige Mitarbeit seitens der Mitglieder zählen.

Die Verankerung des Grünen Bündnisses konzentriert sich mehrheitlich auf den Grossraum Bern. Der grösste Teil der Mitglieder wohnt und arbeitet in der Stadt oder den Agglomerationen. Auch die Wählerschaft stammt grossmehrheitlich aus Bern. Auf dem Lande hingegen findet das GB wenig Resonanz. 

Im Stadtrat von Bern ist das Grüne Bündnis mit sechs Mitgliedern vertreten und stellt ein Mitglied im Gemeinderat: Therese Frösch ist Finanzdirektorin der Stadt Bern. Im Grossen Rat des Kantons Bern ist das Grüne Bündnis mit fünf ParlamentarierInnen vertreten. Und schliesslich sitzt Franziska Teuscher für eine zweite Legislaturperiode im Nationalrat. Nicht zu vergessen sind die beiden kleinen Sektionen in Biel und Köniz. In Biel ist die Partei mit einem Mandat im Stadtrat und in Köniz mit deren zwei im Grossen Gemeinderat vertreten.

6.2 Das Grüne Bündnis und die Basisdemokratie

Diverse Gründungsmitglieder des Grünen Bündnis waren vormals entweder in der Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP), in der Revolutionären Marxistischen Liga (RML) oder den Progressiven Organisationen Schweiz (POCH) integriert. Diese Gruppierungen kannten sehr starke Strukturen mit ausgeprägter Hierarchisierung. Dies sollte im Grünen Bündnis nicht mehr der Fall sein, denn viele wollten sich von den alten Zwängen lösen. Also wurden keine starren Strukturen geschaffen. Wahlen in Parteiämter finden mit ein paar wenigen Ausnahmen keine statt. Erst Parteisekretärin Regula Rytz wurde amtlich gewählt. Einen Parteipräsidenten oder einen Pressesprecher gibt es nicht. Es existiert bis heute kein richtiges Parteistatut. Das Entrichten eines Mitgliederbeitrages ist nach wie vor freiwillig. Ziel war in erster Linie eine soziale, ökologische und feministische Politik zu betreiben, und zwar über enge Parteistrukturen und ideologische Unterschiede hinaus. Statt starre Parteistrukturen strebte das GB eine Organisationsform mit Forumscharakter an.

Das Grüne Bündnis startete zwar mit ähnlichen politischen Zielen wie die Grünen in Deutschland, allerdings nicht mit der gleichen Fundamentalkritik gegenüber dem politischen System. Ein System, welches Basisgruppen und Alternativgruppierungen dank direktdemokratischen Instrumenten viel mehr Einflussmöglichkeiten bietet als die repräsentative Demokratie der Bundesrepublik. Die Anforderungen an das GB waren also aufgrund der externen und internen Bedingungen total unterschiedlich. 

Gibt es dennoch Ähnlichkeiten zwischen den Parteiorganisationen des Grünen Bündnis und dem Modell der Basisdemokratie der deutschen Grünen?

6.2.1 Die Mitgliedergleichbehandlung - selbstverständlich

Die Mitgliedergleichbehandlung ist für das Grüne Bündnis eine Selbstverständlichkeit. Das GB ist beispielsweise eine der wenigen Parteien in der Schweiz, in welcher es traditionell mehr Frauen hat, als Männer. Die Frauen mussten also innerparteilich weder speziell geschützt, noch gefördert werden. Dieser Punkt der Basisdemokratie hängt allerdings stark von der Grösse der Partei ab. Wäre das Grüne Bündnis eine nationale Partei geworden, wäre ein institutionalisierter Minderheitenschutz wohl eher zur Diskussion gestanden. 

6.2.2 Die Ehrenamtlichkeit - unausweichlich

Die Ehrenamtlichkeit ergibt sich zwingend aus der Kleinheit der Partei und der damit verbundenen Finanzschwäche. Auf Unterstützung aus der Wirtschaft kann das Grüne Bündnis auch nicht hoffen. Die Partei ist froh um jede Kraft, die mithelfen will. Aber mit finanziellen Anreizen kann sie nicht locken. Die Parteikasse leitet chronisch unter Geldknappheit. Einzig die teilzeitlich angestellten Parteisekretäre werden für ihre Arbeit in bescheidenen Masse entlöhnt. Alle, die für die Partei arbeiten, sind aber auf einen weiteren Verdienst angewiesen. Die Partei kann niemanden vollzeitlich mit einem entsprechenden Lohn anstellen. 

6.2.3 Das Rotationsprinzip - fehl am Platz

Ein rotierendes System wurde im Grünen Bündnis nie in Erwägung gezogen. Die Partei hatte ja auch nie ausdrücklich das Ziel, ihre Mandatsträger an die Vorstellungen der Basis zu binden. Der Forumscharakter würde durch eine derartige Einschränkung stark in Mitleidenschaft gezogen. Ausserdem ist die Gefahr, dass sich ein Abgeordneter oder eine Abgeordnete in der Schweiz zuviel Prestige aneignet, geringer als in Deutschland. 

6.2.4 Das imperative Mandat - undenkbar

Aus den selben Gründen war auch das imperative Mandat für das Grüne Bündnis undenkbar. Wer in der Partei mitmacht, macht es freiwillig und aus ideologischen Gründen. Am äussersten linken Rand der politischen Landschaft sind keine Lorbeeren zu holen. Darum sind Karrieredenken und Profilierungssucht im GB kaum oder gar nicht vorhanden. Eine Basisanbindung mittels imperativem Mandat ist dementsprechend überflüssig und würde von den Parteimitgliedern als eine zu starke Einschränkung empfunden. Dieses Instrument wäre schlicht kontraproduktiv.

6.2.5 Die Trennung von Amt und Mandat - unmöglich

Auch dieses Prinzip stand im Grünen Bündnis nie zur Diskussion und wäre dem Selbstverständnis der Partei total entgegengelaufen. Solche starren Strukturen sollten eben gerade nicht geschaffen werden. Hauptsächlich waren es aber organisatorische Gründe. Die Partei ist für eine Trennung von Amt und Mandat zu klein. Die personnellen Resourcen der Partei sind, genauso wie die finanziellen, äusserst knapp. Wer Zeit und Arbeit investieren will, ist darum herzlich willkommen, egal welches Mandat er oder sie inne hat.

6.2.6 Die Limitierung der Diäten - aus anderem Grund

Die Limitierung der Diäten als Instrument kam für das Grüne Bündnis nicht in Frage, weil die Basisanbindung der Abgeordneten nie ein eigentliches Ziel war. Die Gefahr, einzelne Mitglieder könnten aus persönlichen oder finanziellen Gründen politisieren, ist sowieso sehr gering. Ein Abgeordneter in einem Schweizer Milizparlament wird für seine Arbeit ja auch schlecht entlohnt und er ist auf einen (flexiblen) Nebenjob angewiesen.

Aus finanzpolitischen Gründen sind die Mandatssteuern im GB aber sehr hoch. Therese Frösch ist Finanzdirektorin der Stadt Bern und einziges Exekutivmitglied der Partei. Sie liefert von ihrem Gemeinderatshonorar von rund 220 000 Franken jährlich 30 000 Franken der Parteikasse ab. In einem Wahljahr sind es sogar noch 6 000 Franken zusätzlich. Dies ist gerade doppelt soviel wie Claudia Omar (GFL) ihrer Partei abgeben muss. Frösch ist damit die Haupteinnahmequelle der Partei (vgl DER BUND vom 26.06.2000: Es darf ein bisschen mehr sein). Nationalrätin Franziska Teuscher zahlt ebenfalls einen grossen Teil ihres Honorars, nämlich 18 000 Franken, in die Parteikasse ein. Die GB-Stadtratsmitglieder liefern 50 Prozent ihrer Sitzungsgelder der Partei ab. Mit diesen Geldern der Mandatsträger werden aber, im Unterschied zu den anderen Parteien, auch ihre jeweiligen Wahlkämpfe finanziert. 

6.2.7 Die kollektive Führung - informelle Hierarchie

Da sich die Partei keine eigentliche organisatorische Struktur (kein Präsidium, kein Vorstand, keine Pressesprecher) gegeben hat, hat sich eine kollektive Führung automatisch herausgebildet. Das heisst, Führungs- und Ansprechperson ist jeweils diejenige Person, die sich um das entsprechende Geschäft kümmert. Dies ist im Normalfall eine Person des Parteisekretariats, es kann aber auch ein anderes Parteimitglied sein, je nachdem wer sich dafür engagieren will. Eine eigentliche Parteispitze existiert nicht. 

Ein einem Vorstand ähnliches Organ ist der sog. Parteiausschuss. Dies ist ein Gremium, in dem organisatorisch-technische Entscheide gefällt werden. Die Sitzungen des Ausschusses sind aber absolut öffentlich, d.h. dass wiederum jede und jeder an den Sitzungen teilnehmen kann. Eine Limitierung der Amtsdauer steht ausser Frage. Verbindlich entschieden wird aber nicht im Ausschuss, sondern an der Mitgliedervollversammlung. Daneben gibt es regelmässig Wahl- und Sonderausschüsse. 

Einzelne Personen haben dadurch einen besseren Informationsstand als andere, weil sie sich mehr für die Partei engagieren. Somit gelangen diese Personen auch zu einem höheren Einflusspotential und gehören demzufolge zu einer „informellen Oligarchie“ innerhalb der Partei im Sinne von POGUNTKE (1994: 18). Die Partei kennt also keine eigentliche, von der Basis gewählte Führung, sondern sie besitzt eine informelle Hierarchie.

6.2.8 Die Öffentlichkeit der Versammlungen - erwünscht

Dieses Element der grünen Basisdemokratie ist im Grünen Bündnis vollumfänglich realisiert. Der Ausschuss, die Vollversammlung, die fünf Arbeitsgruppen (Frauenpolitik, Ökologie, Bildungspolitik, Internationales und Migration, Nationales) und alle anderen temporären Gremien tagen absolut öffentlich und nicht nur, wie teilweise bei den deutschen Grünen, mitgliederöffentlich oder frauenöffentlich.

6.2.9
Das Ebenenmodell - verwirklicht

Auch das Ebenenmodell, respektive ein föderales System, wurde im Grünen Bündnis realisiert. Allerdings nur in bescheidenem Masse, da insgesamt nur drei Sektionen existieren. Die Abteilungen Biel und Köniz, welche erst später entstanden sind, geniessen gegenüber Bern weitestgehende Autonomie und höchste Entscheidungsgewalt. Das Parteisekretariat in Bern übernimmt höchstens administrative Arbeiten, wie bspw. die Redaktion der Parteibroschüre oder der Unterhalt der Website.

6.3 Der Vergleich mit den deutschen Grünen

Das Grüne Bündnis und die deutschen Grünen sind äusserst unterschiedliche Parteien. Dies ergibt sich schon rein durch die völlig verschiedenen Grössenverhältnisse. Die eine ist klein und nur lokal verankert, die andere ist Regierungspartei in einer der grössten Demokratien Westeuropas. Die eine verstand sich ursprünglich als Politikforum, die andere als Anti-Parteien-Partei. Ihnen stellen sich ganz andere Anforderungen. Diese Umstände machen einen Vergleich schwierig, aber nicht unmöglich. 

Obwohl das Grüne Bündnis mit anderen Ansprüchen ins Leben gerufen wurde als Bündnis 90/Die Grünen, so hat die Berner Partei doch diverse Elemente der Basisdemokratie übernommen. Es war nie das Ziel der Partei, das Modell der Basisdemokratie eins zu eins zu übernehmen. Deutlich fällt auf, dass das GB, im Gegensatz zu den Grünen, von Anfang an versucht hat, starre und einschränkende Strukturen zu umgehen. Aus dieser Sicht ist verständlich, dass die Einführung des imperativen Mandats, der Rotationsregel oder die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat nie in Erwägung gezogen wurde. Auch die Limitierung der Diäten entsprach nicht dem Selbstverständnis der Partei, wurde aber aus Gründen der chronischen Finanzknappheit in Form von hohen Mandatssteuern adaptiert. Andere Elemente, wie die Ehrenamtlichkeit, die Mitgliedergleichbehandlung, die öffentlichen Versammlungen oder später die Autonomie der neuen Sektionen Biel und Köniz, galten von Beginn weg wie selbstverständlich und wurden von allen akzeptiert und gelebt. 

Abschliessend kann festgehalten werden, dass das Grüne Bündnis diverse Elemente der Basisdemokratie verinnerlicht hat. Allerdings nur jene, die nicht allzu einschneidend und organisatorisch machbar waren. Ob diese noch länger Bestand haben werden, hängt unter anderm mit der zukünftigen Grösse der Partei ab und vom Druck von aussen. Den Medien beispielsweise wäre es lieber, das GB hätte eineN Präsidenten/-in und/oder eineN PressesprecherIn. Die Frage der Struktur ist denn auch eine ewige Debatte in der Partei. Aber so lange der Druck nicht zu gross wird, ist ein Abrücken von der jetzigen Organisationsform nicht in Sicht. Ausserdem müsste sich erst jemand finden lassen, der die angesprochenen Positionen überhaupt übernehmen würde (ist nach Aussage von GB-Sekretärin Rytz fraglich). Da in nächster Zukunft auch nicht mit einer bedeutenden Zunahme der Mitgliederzahlen zu rechnen ist, dürfte sich die aktuelle Form der Partei wohl über die nächsten paar Jahre konservieren.

7.
Zusammenfassung

Obwohl über die internen Einflussverhältnisse der Parteien nur ganz selten in der Öffentlichkeit diskutiert wird, so sind sie doch staatspolitisch enorm wichtig und charakteristisch für das Funktionieren einer politischen Gruppierung. Denn es geht für jede Partei darum, das für sie richtige Gleichgewicht zwischen Partizipation der sog. Basis und dem „laisser faire“ der Parteispitze zu finden. Dies ist ein Balanceakt, den jede Partei, ob national, kantonal oder lokal organisiert, für sich gestalten muss. 

Die Überbetonung des demokratischen Prinzips, das kann aus der Erfahrung der deutschen Grünen gelernt werden, führt unweigerlich zu einem Effizienzverlust, wenn nicht gar zu einer Erstarrung der Handlungsfähigkeit. Die „Fundis“ der Partei mussten, in einem wahrscheinlich schmerzhaften Prozess, erkennen, dass die hehren Postulate der Basisdemokratie in der deutschen Konkurrenzdemokratie einer erfolgreichen Einflussnahme der Grünen auf die nationale Politik hinderlich waren. Oder anders ausgerückt: Es ist auch den Grünen nicht gelungen, das „eherne Gesetz der Oligarchie“ zu widerlegen. Eine völlig basisorientierte Organisation, welche nicht nur dem Selbstzweck dienen soll, ist in der Politik zum Scheitern verurteilt. 

Die partizipative Revolution schwappte auch in die Schweiz über, allerdings mit mässigem Erfolg. Die grossen Parteien liessen sich davon nur bedingt, d.h. mit wenig langfristigen Konsequenzen, beeinflussen. Am meisten Mitsprache gewährt überraschenderweise die SVP seiner Anhängerschaft. Als basisdemokratisch im ursprünglichen Sinne der deutschen Grünen kann aber bestimmt keine Schweizer Partei bezeichnet werden. Sie können am ehesten als „repräsentative Demokratien mit polyarchischer Binnenstruktur“ charakterisiert werden. Am meisten Aufnahme fanden basisdemokratische Prinzipien in kleinen Gruppierungen in der linken Ecke der Parteienlandschaft, vor allem bei lokalen Grünen. 

Das Grüne Bündnis ist ein solches Beispiel. Diverse Elemente der Basisdemokratie wurden von der Partei übernommen, so zum Beispiel die Ehrenamtlichkeit, die Mitgliedergleichbehandlung und das Prinzip der öffentlichen Versammlungen. Allzu starke Einschränkungen wurden aber bewusst vermieden. Der Forumscharakter sollte nicht gefährdet werden. Der basisdemokratische Charakter der Partei zeigt sich am besten im Entscheidfindungsprozess: Das letzte Wort wird an der Vollversammlung gesprochen, die öffentlich tagt. Inwiefern andere links-grüne Gruppierungen Basisdemokratien sind, müsste in einer eigenen, grösser angelegten Untersuchung erforscht werden. 

Die Entwicklung geht aber, das zeigt die Untersuchung von LADNER/BRÄNDLE, eher in die andere Richtung. Aufgrund der zunehmenden Mediatisierung, Personalisierung und Professionalisierung wird es für die Parteien immer wichtiger rasch und wenn möglich pointiert auf aktuelle Fragen und Probleme zu reagieren. Der Bedeutungszuwachs der Parteiführung und der „Stars“ einer Partei wird dadurch von aussen, quasi systembedingt, gefordert und gefördert. 
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